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vaten Rundfunks festgelegten Gebühren an die ALM 
GbR (Zuführungen). Die um die Zuführungen nach 
Satz 1 geminderten natwendigen Ausgaben/ Aufwendun­
gen werden durch Leistungen aller Landesmedienanstal­
ten an die ALM GbR gedeckt. Die Höhe der Zuführun­
gen nach Satz 2 bemisst sich nach dem gemäß § 4 
jährlich festzulegenden Finanzierungsschlüssel. 

(2) Saweit Zuführungen nach Absatz 1 Satz 1 die nat­
wendigen Ausgaben/Aufwendungen für das laufende 
Rechnungsjahr übersteigen, sind sie zur Deckung der im 
Falgejahr natwendigen Ausgaben/Aufwendungen zu 
übertragen. Saweit Leistungen nach Absatz 1 Satz 2 die 
natwendigen Ausgaben/Aufwendungen für das laufende 
Rechnungsjahr übersteigen, sind sie nach Feststellung des 
Jahresabschlusses im Verhältnis des für das betreffende 
Geschäftsj ahr beschlassenen FinanzierungsschI üssels an 
die Landesmedienanstalten zurückzuführen. Zinserträge 
können auch zur Deckung der natwendigen Ausgaben/ 
Aufwendungen im Falgejahr verwendet werden. 

(3) Die Beträge für die regelmäßigen natwendigen Aus­
gaben/Aufwendungen werden den Landesmedienanstal­
ten van der ALM GbR mitgeteilt und van den Landesme­
dienanstalten innerhalb van zwei Wachen nach Absen­
dung der Mitteilung geleistet. Im Übrigen erfalgen die 
Zuführungen nach Bedarf. Die ALM GbR ist berechtigt, 
van den Landesmedienanstalten Abschlagszahlungen zu 
fardern, saweit der Kassenstand den Betrag van EUR 
300 000 unterschreitet. 

(4) Zum 1. Oktaber des Rechnungsjahres teilt die ALM 
GbR den Landesmedienanstalten die varaussichtlich im 
Rechnungsjahr nach erfarderlichen Zuführungen mit. 
Zum 1. Dezember des Rechnungsjahres ruft sie die dann 
varaussichtlich nach erfarderlichen Zuführungen ab. 

(5) Nachbewilligungen sind nur zulässig, wenn für die 
beabsichtigte Mehrausgabe Deckung durch entspre­
chende Minderausgaben innerhalb des Gesamtwirt­
schaftsplans möglich ist. Sie sind van dem/der BfH ge­
genzuzeichnen. 

§6 
Rechtsgeschäfte 

(1) Die ALM GbR geht im Rahmen des Gesamtwirt­
schaftsplans entsprechende rechtsgeschäftliche Verpflich­
tungen ein. 

(2) Saweit Verpflichtungen nach Absatz 1 sachlich die 
Arbeit der Organe nach § 35 Absatz 2 des Rundfunk­
staatsvertrages betreffen, bedarf es für Rechtsgeschäfte 
mit einem Valurnen van bis zu EUR 25 000 der Zustim­
mung des/der BfH, über EUR 25 000 zusätzlich eines Be­
schlusses des jeweiligen Organs nach § 35 Absatz 2 des 
Rundfunkstaatsvertrages. 

(3) Saweit Verpflichtungen nach Absatz 1 sachlich sans­
tige Gemeinschaftsaufgaben betreffen, entscheidet über 
Aufwendungen mit einem Valurnen van bis zu EUR 
25 000 der/die ALM-Varsitzende ader der/die BfH, über 
EUR 25 000 bedarf die ALM GbR der Zustimmung der 
Gesellschafter. 

(4) Der/Die ALM-Varsitzende kann dem/der LeiterIin 
der Gemeinsamen Geschäftsstelle und weiteren Persanen 
allgemein ader. im Einzelfall schriftliche Untervallmacht 
erteilen. Im Ubrigen kann der/die LeiterIin der Ge­
meinsamen Geschäftsstelle Rechtsgeschäfte bis zu EUR 
10 000 tätigen. 

§ 7 
Rechnungslegung 

(1) Die Abrechnung der Einzelwirtschaftspläne der Or­
gane nach § 35 Absatz 2 des Rundfunkstaatsvertrages 
erfalgt im Rahmen der Rechnungslegung der ALM GbR. 
Die ALM GbR stellt jährlich einen handelsrechtlichen 
Jahresabschluss (nach den Vorschriften für große Kapi­
talgesellschaften) auf, bestehend aus Bilanz, Gewinn­
und Verlustrechnung und Anhang. Daneben erfalgt die 
Abrechnung des Gesamtwirtschaftsplans auf Basis Ein­
nahmen/Ausgaben sowie einer Uberleitung zur handels­
rechtlichen Rechnungslegung. 

(2) Der Jahresabschluss, die. Abrechnung des Gesamt­
wirtschaftsplans und die Uberleitungsrechnung sind 

jährlich von einer Wirtschaftsprüferin ader einem Wirt­
schaftsprüfer, die ader den die Gesellschafterversamm­
lung der ALM GbR mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
ihrer Mitglieder bestellt, zu prüfen. 

(3) Den Jahresabschluss, die Abrechnung des Gesamt­
wirtschaftsplans, die Uberleitungsrechnung sowie den 
Bericht und den Prüfbericht der Wirtschaftsprüferin 
oder des Wirtschaftsprüfers legt die/der BfH der Gesell­
schafterversammlung der ALM GbR bis zum 30. Juni des 
neuen Rechnungsjahres vor, die mit einer Mehrheit van 
zwei Dritteln ihrer Mitglieder über die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Entlastung des Varsitzenden 
der ALM GbR und des BfH beschließt. 

(4) Der Jahresabschluss wird auf den Internetseiten der 
ALM GbR veröffentlicht. 

§8 
Beschäftigte 

(1) Arbeitsverträge mit den Beschäftigten der Gemeinsa­
men Geschäftsstelle werden von dem/der ALM-Vorsit­
zenden im Namen und auf Rechnung der ALM GbR ge­
schlassen. Der/die ALM-Vorsitzende kann den/die BfH 
insoweit ermächtigen. Die Besetzung von Personalstellen 
ist nur zulässig im Rahmen des Stellenplanes, der dem 
Gesamtwirtschaftsplan beizufügen ist. 

(2) Dienst- und Arbeitsverhältnissen sind der Tarifver­
trag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) und 
die diese ergänzenden, ändernden . .oder ersetzenden Ta­
rifverträge zugrunde zu legen. Im Ubrigen gelten die ar­
beits- und dienstrechtlichen Bestimmungen des Landes 
Berlin. Außertarifliche Eingruppierungen sind in begrün­
deten Ausnahmefällen zulässig. 

§9 
Inkrafttreten, Übergangsvorschriften 

Diese Satzung tritt am ersten des Folgernonats in Kraft, 
in dem alle Landesmedienanstalten ihr zugestimmt 
haben und die Satzung in den jeweiligen Verkündungs­
blättern aller Länder veröffentlicht ist. Zugleich tritt die 
Finanzierungssatzung vom 17. Juni 2011 (GV NRW 
S. 405) außer Kraft. Der/die ALM-Vorsitzende nach dem 
ALM-Statut gibt den Zeitpunkt des Inkrafttretens be­
kannt. 

Düsseldorf, den 24. Januar 2014 
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Der Direktar 
der Landesanstalt für Medien 
Nordrhein-Westfalen (LfM) 

Dr. Jürgen B r a u  t m e i e  r 

- GV NRW 2014 S. 201 

Gesetz zur Änderung 
des Hinterlegungsgesetzes Nordrhein - Westfalen 

(HintG NRW) 

Vom 25. Februar 2014 

Der Landtag hat das falgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des HinterIegungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 

(HintG NRW) 

Artikel 1 
Änderung des Hinterlegungsgesetzes 

Das Hinterlegungsgesetz Nordrhein-Westfalen vom 16. 
März 2010 (GV NRW S. 192) wird wie folgt geändert: 

1. § 12 wird wie falgt gefasst: 

,,§ 12 
Verzinsung 

Hinterlegtes Geld wird nicht verzinst." 
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2. Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt: 

,,§ 12a 
Verzinsung in Altfällen 

(1) Zinsansprüche, die bis zum Datum des Inkrafttre­
tens dieser Vorschrift nach dem bis dahin geltenden 
Recht entstanden sind, bleiben unberührt. 

(2) Berechnung und Auszahlung der Zinsen erfolgen 
nur auf Antrag des Empfangsberechtigten. Der An­
trag ist spätestens drei Monate nachdem der Emp­
fangsberechtigte von dem Erlass der Herausgabean­
ordnung benachrichtigt worden ist oder in sonstiger 
Weise vom Erlass der Herausgabeanordnung erfahren 
hat, bei der Hinterlegungsstelle, die das Hinterle­
gungsverfahren führt, schriftlich oder zu Protokoll 
der Geschäftsstelle zu stellen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 25. Februar 2014 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. N orbert W a l t e r - B o r  j a n s  

Der Justizminister 

Thomas K u t s c h a t  y 

- Gy. NRW. 2014 S. 202 

20301 

Berichtigung der Verordnung 
über die Laufbahnen der Beamtinnen 

und Beamten im Land Nordrhein- Westfalen 
(Laufbahnverordnung - LVO) 

vom 28. Januar 2014 (GV. NRW. S. 22) 
Vom 19. Februar 2014 

Die Anlage 3 der oben genannten Verordnung wird durch 
die folgende Anlage 3 ersetzt. 

Düsseldorf, den 19. Februar 2014 

Ministerium 
für Inneres und Kommunales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

B o r n t r ä g e r  
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